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113 ALLGEMEINVERFÜGUNG DES HOCH-
SAUERLANDKREISES VOM 25. JULI 
2022 ZUR UNTERSA-GUNG DER ENT-
NAHME VON WASSER MITTELS FAHR-
BARER BEHÄLTNISSE, PUMP- UND/O-
DER SAUGVORRICHTUNG AUS OBER-
IRDISCHEN GEWÄSSERN AUF DEM 
GEBIET DES HOCH-SAUERLANDKREI-
SES 

 
Aufgrund des § 100 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-
gesetz - WHG) in Verbindung mit §§ 25 und 26 
WHG und §§ 19 und 21 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasserge-
setz – LWG) vom 25.06.1995 in der zurzeit gelten-
den Fassung erlässt der Hochsauerlandkreis als 
zuständige untere Wasserbehörde nachfolgende 
Allgemeinverfügung für das Gebiet des Hoch-
sauerlandkreises: 
 
1. Die Entnahme von Wasser aus oberirdischen 

Fließgewässern (Flüsse, Bäche) mittels fahrba-
rer Behältnisse, Pump- und/oder Saugvorrich-
tungen wird untersagt. 

 
 Davon unberührt bleiben die Gewässer Ruhr 

und Lenne im Hochsauerlandkreis als Gewäs-
ser 2.Ordnung. 

 
2. Die sofortige Vollziehung der Regelung zu 1. 

wird angeordnet. 
 
3. Diese Allgemeinverfügung tritt am 28.07.2022 

und damit einen Tag nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft und gilt bis zum Ablauf 
des 31.10.2022. Eine Verlängerung des Zeit-
raums ist bei weiterer Fortdauer der extremen 
Trockenheit möglich. 

 
 Davon unberührt bleibt die Möglichkeit der Auf-

hebung oder Änderung dieser Verfügung vor 
dem 31.10.2022. 

 
4. Hinweise: 
 Von diesem Verbot ausgenommen bleiben das 

Schöpfen mit Handgefäßen und das Tränken 
von Vieh über an oberirdischen Gewässern an-
gelegten Viehtränken. 

 
 Das Verbot der Wasserentnahme gilt nicht für 

zugelassene Benutzungen (Erlaubnisse, Bewil-
ligung, alte Rechte). Hier gelten die im jeweili-
gen Bescheid genannten Einschränkungen 
bzw. Verbote der Entnahme von Wasser bei 
niedrigen Abflüssen/Wasserständen im Gewäs-
ser. Sofern darüber hinaus die Einschränkung 
von Befugnissen und Rechten erforderlich wird, 
ergeht eine gesonderte Anordnung durch die 
zuständige Behörde. 

 
 Die Einhaltung des Entnahmeverbots wird über-

wacht. Zuwiderhandlungen gegen diese Allge-
meinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit 

dar und können mit einem Bußgeld von bis zu 
50.000 Euro geahndet werden. 

 
Begründung zu 1.: 
 
Im laufenden Kalenderjahr hat sich infolge des 
Ausbleibens ergiebiger Niederschläge eine anhal-
tende Trockenheitsperiode etabliert. Der Wasser-
abfluss bei der überwiegenden Anzahl der oberir-
dischen Gewässer im Hochsauerlandkreis liegt be-
reits im Bereich des mittleren Niedrigwassers oder 
sogar darunter. Einzelne Gewässer sind bereits 
trockengefallen. 
 
Mit einer Verbesserung des Abflussgeschehens in 
den oberirdischen Gewässern ist auch unter Be-
rücksichtigung einzelner, lokaler und kurzzeitiger 
Niederschläge nicht zu rechnen. 
 
Nach § 100 Abs. 1 Satz 1 WHG ist es Aufgabe der 
Gewässeraufsicht, die Gewässer zu überwachen. 
Gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG ordnet die zu-
ständige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen 
Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, 
um eine Beeinträchtigung des Wasserhaushalts zu 
vermeiden oder zu beseitigen. 
 
Gemäß §§ 20, 21 LWG kann die zuständige Be-
hörde die Ausübung des Gemeingebrauchs sowie 
des Eigentümer- und Anliegergebrauchs regeln, 
beschränken oder verbieten, um zu verhindern, 
dass schädliche Gewässerveränderungen zu be-
sorgen sind oder die Leistungsfähigkeit des Natur-
haushalts erheblich oder nachteilig beeinträchtigt 
wird. 
 
Der Hochsauerlandkreis ist als untere Wasserbe-
hörde gemäß §§ 93, 114 LWG in Verbindung mit § 
1 Zuständigkeitsverordnung (ZustVU NRW) mit 
seinem Anhang 2 Ziffer 22.1.7 ZustVU sowie § 3 
Abs.1 Nr. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
für den Erlass dieser Entscheidung zuständig. 
 
Die Voraussetzungen für ein wasserbehördliches 
Einschreiten liegen vor, weil das Erfordernis einer 
Vermeidung oder Beseitigung einer Beeinträchti-
gung des Wasserhaushalts besteht. 
 
Die Gewässer leiden unter den geringen Wasser-
abflüssen. Der Lebensraum Gewässer für die darin 
lebenden Organismen und Pflanzen wird dadurch 
nachhaltig beeinträchtigt. Das Abpumpen bzw. die 
Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewäs-
sern verstärkt die nachteilige Beeinträchtigung er-
heblich. Dadurch wird nicht nur die Tier- und Pflan-
zenwelt in den Gewässern bedroht, sondern auch 
die natürliche Selbstreinigungskraft der Gewässer. 
Bedingt durch die niedrigen Wasserstände sinkt 
die Sauerstoffzufuhr, während die Wassertempe-
ratur steigt. Es besteht die Gefahr einer massiven 
Störung der Gewässerökologie und des Wasser-
haushalts sowie einer nachhaltigen und weitrei-
chenden Schädigung der Lebensräume der aqua-
tischen Tiere und Pflanzen. 
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Die im Hochsauerlandkreis vielfältig praktizierte 
Entnahme von Wasser aus Fließgewässern mittels 
fahrbarer Behältnisse, Pump- und/oder Saugvor-
richtungen verstärkt diese Gefahr erheblich. Dies 
gilt selbst dann, wenn an einzelnen Entnahmestel-
len noch eine ausreichende Wasserführung be-
obachtbar sein sollte. 
 
Die Untersagung der Wasserentnahme im Rah-
men des Gemein-, Eigentümer- und Anliegerge-
brauchs ist geeignet, erforderlich und verhältnis-
mäßig, um die natürlichen Funktionen des Lebens-
raums Gewässer für die darin lebenden Tiere und 
Pflanzen zu schützen und zu erhalten. Mit Blick auf 
die lang anhaltende Trockenheit und der damit ein-
hergehenden erheblichen Minderung des allgemei-
nen Abflussgeschehens ist die Allgemeinverfü-
gung auch erforderlich. Andere mildere und gleich 
geeignete Mittel zum Erhalt der ökologischen, was-
sermengenmäßigen und wasserwirtschaftlichen 
Anforderungen sind nicht ersichtlich. Appelle der 
zuständigen Stellen über Pressemitteilungen, in 
denen die Bevölkerung über den Zustand der 
durch die Trockenheit beeinträchtigten Fließge-
wässer und die zwangsläufig in Mitleidenschaft ge-
zogenen aquatischen Lebensräume informiert und 
insbesondere die Gewässeranlieger zum Verzicht 
der Wasserentnahme aufgerufen werden, reichen 
nicht aus, um einen wirksamen Schutz der Gewäs-
ser zu erreichen. 
 
Im Rahmen der vorzunehmenden Interessenabwä-
gung muss daher das Interesse der Wasserent-
nehmer im Rahmen des Gemein-, Anlieger- und Ei-
gentümergebrauchs an einer erlaubnisfreien Be-
nutzung eines Gewässers in Anbetracht der sich 
zuspitzenden Bedrohung der aquatischen Lebens-
räume sowie der gesamten Ordnung des Wasser-
haushalts der betroffenen Gewässer zurücktreten. 
Gemäß den allgemeinen Grundsätzen der Gewäs-
serbewirtschaftung nach § 6 WHG sind die Gewäs-
ser nachhaltig zu bewirtschaften, unter anderem 
mit dem Ziel, ihre Funktions- und Leistungsfähig-
keit als Bestandsteil des Naturhaushalts und als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu erhalten 
und zu verbessern, insbesondere durch Schutz vor 
nachteiligen Veränderungen von Gewässereigen-
schaften. 
 
Vor diesem Hintergrund ist die Anordnung zu Nr. 1 
der Allgemeinverfügung auch insgesamt verhält-
nismäßig. 
 
Die Befristung bis zum 31.10.2022 dient dazu, die 
Einschränkungen durch das Verbot auf den Zeit-
raum zu beschränken, der voraussichtlich notwen-
dig sein wird, um den Wasserhaushalt zu schützen. 
 
Die untere Wasserbehörde wird fortlaufend prüfen, 
ob schon vor dem 31.10.2022 eine Aufhebung oder 
Änderung dieser Allgemeinverfügung geboten ist. 
 
Begründung zu 2.: 
 

Die sofortige Vollziehung der Allgemeinverfü-
gung wird gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) in der zurzeit gelten-
den Fassung im besonderen öffentlichen Inte-
resse angeordnet. 
 
Ein begründetes öffentliches Interesse liegt vor, 
weil dem Vollzug der Verfügung gegenüber dem 
Interesse Einzelner nach Abwägung sämtlicher 
rechtlicher und sachlicher Aspekte Vorrang einzu-
räumen ist. Dabei galt auch einzustellen, dass wei-
tere Wasserentnahmen bei den derzeit vorherr-
schenden Witterungsverhältnissen die Ordnung 
des Wasserhaushalts drastisch verschlechtern, so 
dass der zur Aufrechterhaltung der gewässeröko-
logischen Prozesse erforderliche Mindestabfluss 
nicht mehr gewährleistet ist. Schließlich dient die 
Anordnung der sofortigen Vollziehung dem Schutz 
hoher Rechtsgüter, die mit Blick auf die natürlichen 
Lebensgrundlagen und dem Tierschutz in Artikel 
20a Grundgesetz (GG) ihren Niederschlag gefun-
den haben. 
 
Begründung zu 3.: 
 
Nach § 41 Abs. 4 Satz 3 Verwaltungsverfahrens-
gesetz NRW (VwVfG NRW) gilt ein Verwaltungsakt 
zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntma-
chung als bekannt gegeben und damit im Sinne 
von § 43 Abs. 1 VwVfG NRW als wirksam. Gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW kann in einer All-
gemeinverfügung wie dieser allerdings ein davon 
abweichender Tag, frühestens jedoch der auf die 
Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. 
 
Aufgrund der Eilbedürftigkeit wurde von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht und das Inkrafttre-
ten dieser Allgemeinverfügung für den 28.07.2022 
und damit einen Tag nach der ortsüblichen Be-
kanntmachung im Amtsblatt des Hochsauerland-
kreises angeordnet.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann vor dem 
Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jä-
gerstraße 1, binnen eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift des/der Ur-
kundenbeamten/in der Geschäftsstelle Klage erho-
ben werden. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines 
elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung 
und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmen-
bedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
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gabe der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). * 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben werden. 
 
Wird die Klage schriftlich oder zur Niederschrift er-
hoben, soll die angefochtene Verfügung in Ur-
schrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Eine Klageerhebung hätte gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 
4 VwGO aufgrund der angeordneten sofortigen 
Vollziehung keine aufschiebende Wirkung und 
würde daher nicht von der Pflicht zur Beachtung 
dieser Verfügung entbinden. Das Verwaltungsge-
richt Arnsberg kann die aufschiebende Wirkung der 
Klage auf Antrag wiederherstellen. Ein derartiger 
Antrag wäre beim Verwaltungsgericht Arnsberg, 
Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, zu stellen. 
 
* Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf 
der Internetseite www.justiz.de. 
 
Meschede, 25.07.2022 
 
gez. 
Dr. Schneider 
 
 
114 BEKANNTMACHUNG DER SPORT-

ZENTRUM WINTERBERG HOCH-
SAUERLAND GMBH 

 
Gemäß § 9 Abs. 12 des Gesellschaftsvertrages der 
Sportzentrum Winterberg Hochsauerland GmbH i. 
V. m. § 53 Abs. 1 der Kreisordnung NRW i. V. m. § 
108 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c der Gemein-
deordnung NRW wird der Jahresabschluss 2021 
der Sportzentrum Winterberg Hochsauerland 
GmbH und der Bestätigungsvermerk des mit der 
Prüfung beauftragten Wirtschaftsprüfers wie folgt 
bekannt gemacht: 
 

Die Gesellschafterversammlung der Sportzent-
rum Winterberg Hochsauerland GmbH hat am 
11.05.2022 den Jahresabschluss zum 
31.12.2021 mit einer Bilanzsumme von 
9.780.858,38 € und einem Jahresfehlbetrag in 
der Gewinn- und Verlustrechnung von 
795.981,96 € festgestellt und den Ausgleich des 
Jahresfehlbetrages aus der Kapitalrücklage be-
schlossen. 
 
Die mit der Belegprüfung, der Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts beauf-
tragte Dipl. KFM Ulrich Schulte-Sprenger, 

Meschede, hat am 14.04.2022 für das Jahr 
2021 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt: 
 

Prüfungsurteile 
 
„Ich habe den Jahresabschluss der Sportzentrum 
Winterberg Hochsauerland GmbH, Winterberg, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2021 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus habe ich den Lagebericht der 
Sportzentrum Winterberg Hochsauerland GmbH, 
Winterberg, für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 
bis zum 31.12.2021 geprüft. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in al-

len wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31.12.2021 sowie ihrer Ertragslage für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 
31.12.2021 und 

 
- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass 
meine Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Meine Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ meines Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Ich bin von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und habe meine sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass 
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die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für 
den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kon-
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstel-
lung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende ge-
eignete Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts 
 
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob 

der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahre eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 
 
- identifiziere und beurteile ich die Risiken we-

sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht, plane und führe 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Ri-
siken durch sowie erlange Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für meine Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstö-
ßen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschun-
gen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

 
- gewinne ich ein Verständnis von dem für die 

Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen an-
gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der Gesellschaft abzugeben. 

 
- beurteile ich die Angemessenheit der von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbar-
keit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 
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- ziehe ich Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zwei-
fel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls ich zu dem Schluss komme, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die da-
zugehörigen Angaben im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, mein 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich 
ziehe meine Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum meines Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-
nen jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-
ren kann. 

 
- beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Auf-

bau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahres-
abschluss die zugrundeliegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
- beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit 

dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Gesellschaft. 

 
- führe ich Prüfungshandlungen zu den von den 

gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehe ich dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten An-
gaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrundeliegenden An-
nahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen. 

 
Ich erörtere mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-
iger Mängel im internen Kontrollsystem, die ich 
während meiner Prüfung feststelle.“ 

Der Jahresabschluss 2021 mit Lagebericht liegt bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses 
zur Einsichtnahme nach terminlicher Absprache im 
Kreishaus Meschede, Steinstraße 27, 59872 
Meschede, Zimmer 180, aus. 
 
Winterberg, 13.05.2022 
 
Sportzentrum Winterberg Hochsauerland GmbH 
 
gez.    gez. 
Stephan Pieper  Dr. Klaus Drathen 

Geschäftsführer 
 
 
115 BEKANNTMACHUNG DER WIRT-

SCHAFTSFÖRDERUNGSGESELL-
SCHAFT HOCHSAUERLANDKREIS 
MBH ZUM JAHRESABSCHLUSS 2021 

 
Gemäß § 53 Abs. 1 der Kreisordnung NW in Ver-
bindung mit § 108 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c der 
Gemeindeordnung NW machen wir folgendes be-
kannt: 
 
1. Die Gesellschafterversammlung der Wirt-

schaftsförderungsgesellschaft Hochsauerland-
kreis mbH hat am 21.06.2022 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2021 mit einer Bilanzsumme 
von 11.020.936,17 € und einem Jahresüber-
schuss/-fehlbetrag von 0 € festgestellt. 

 
2. Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts beauftragte Dipl.-Kaufmann 
Ulrich Schulte-Sprenger, Meschede, hat am 
12.05.2022 folgenden uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk erteilt: 

 
"An die Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
Hochsauerlandkreis mbH, Meschede 
 
Prüfungsurteile 
 
Ich habe den Jahresabschluss der Wirtschafts-
förderungsgesellschaft HSK mbH, Meschede, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2021 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 
31.12.2021 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus habe 
ich den Lagebericht der Wirtschaftsförderungs-
gesellschaft HSK mbH, Meschede, für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 
31.12.2021 geprüft. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss 

in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
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telt unter Beachtung der deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens- und Finanzlage der Ge-
sellschaft zum 31.12.2021 sowie ihrer Er-
tragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2021 bis zum 31.12.2021 und  

  
• vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, 
dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ meines Bestätigungs-
vermerks weitergehend beschrieben. Ich bin 
von dem Unternehmen unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
habe meine sonstigen deutschen Berufspflich-
ten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von 
mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für meine 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsät-

zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwen-
dig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung ei-
nes Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im La-
gebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts 
 
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtig-
ten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, so-
wie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
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in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel-
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

 
• identifiziere und beurteile ich die Risiken we-

sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht, plane und führe 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlange Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für meine Prüfungsurteile 
zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche fal-
sche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrich-
tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinne ich ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prü-
fung des Lageberichts relevanten Vorkeh-
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 
 

• beurteile ich die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 
 

• ziehe ich Schlussfolgerungen über die An-
gemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit sowie, auf der Grund-
lage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-
ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kön-
nen. Falls ich zu dem Schluss komme, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin 
ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Ich ziehe meine Schlussfol-
gerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum meines Bestätigungsvermerks erlang-
ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
 

• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt. 
 

• beurteile ich den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermit-
telte Bild von der Lage der Gesellschaft. 
 

• führe ich Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annah-
men nach und beurteile die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Ich erörtere mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die ich während meiner Prüfung 
feststelle."  

 
3. Der Jahresabschluss und der Lagebericht wer-

den bis zur Feststellung des folgenden Jahres-
abschlusses zur Einsichtnahme in den Ge-
schäftsräumen der Gesellschaft, Steinstraße 
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27, 59872 Meschede (Kreishaus Meschede, 
Raum Nr. 500) verfügbar gehalten. 

 
Meschede, 07.07.2022 
 
gez.    gez. 
Peter Brandenburg Frank Linnekugel 

Geschäftsführer 
 
 
116 BEKANNTMACHUNG DER ENTWICK-

LUNGSGESELLSCHAFT HOCHSAUER-
LANDKREIS MBH ZUM JAHRESAB-
SCHLUSS 2021 

 
Gemäß § 53 Abs. 1 der Kreisordnung NW in Ver-
bindung mit § 108 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c der 
Gemeindeordnung NW machen wir folgendes be-
kannt: 
 
1. Die Gesellschafterversammlung der Entwick-

lungsgesellschaft Hochsauerlandkreis mbH hat 
am 21.06.2022 den Jahresabschluss zum 
31.12.2021 mit einer Bilanzsumme von 
50.459,15 € und einem Jahresüberschuss/-
fehlbetrag von 0 € festgestellt. 

 
 
2. Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts beauftragte Dipl.-Kaufmann 
Ulrich Schulte-Sprenger, Meschede, hat am 
16.05.2022 folgenden uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk erteilt: 

 
"An die Entwicklungsgesellschaft Hochsauer-
landkreis mbH, Meschede: 
 
Ich habe den Jahresabschluss der Entwick-
lungsgesellschaft Hochsauerlandkreis mbH, 
Meschede, – bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2021 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis 
zum 31.12.2021 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus habe ich den Lagebericht der Entwick-
lungsgesellschaft Hochsauerlandkreis mbH, 
Meschede, für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2021 bis zum 31.12.2021 geprüft. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss 

in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens- und Finanzlage der Ge-
sellschaft zum 31.12.2021 sowie ihrer Er-
tragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2021 bis zum 31.12.2020 und  

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, 
dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ meines Bestätigungs-
vermerks weitergehend beschrieben. Ich bin 
von dem Unternehmen unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
habe meine sonstigen deutschen Berufspflich-
ten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von 
mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für meine 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwen-
dig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
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der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung ei-
nes Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im La-
gebericht erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts 
 
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtig-
ten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, so-
wie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel-
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 

Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

 
• identifiziere und beurteile ich die Risiken we-

sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht, plane und führe 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlange Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für meine Prüfungsurteile 
zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche fal-
sche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrich-
tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinne ich ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prü-
fung des Lageberichts relevanten Vorkeh-
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 
 

• beurteile ich die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 
 

• ziehe ich Schlussfolgerungen über die An-
gemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit sowie, auf der Grund-
lage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-
ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kön-
nen. Falls ich zu dem Schluss komme, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin 
ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Ich ziehe meine Schlussfol-
gerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum meines Bestätigungsvermerks erlang-
ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können jedoch 
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dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
 

• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt. 
 

• beurteile ich den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermit-
telte Bild von der Lage der Gesellschaft. 
 

• führe ich Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annah-
men nach und beurteile die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Ich erörtere mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die ich während meiner Prüfung 
feststelle."  

 
3. Der Jahresabschluss und der Lagebericht wer-

den bis zur Feststellung des folgenden Jahres-
abschlusses zur Einsichtnahme in den Ge-
schäftsräumen der Gesellschaft, Steinstraße 
27, 59872 Meschede (Kreishaus Meschede, 
Raum Nr. 500) verfügbar gehalten. 

 
Meschede, 07.07.2022 
 
gez.    gez. 
Frank Linnekugel Volker Nelle 

Geschäftsführer 
 
 
 
 

117 KORREKTUR DER BEKANNTMA-
CHUNG VOM 13.07.2022: ERRICHTUNG 
UND BETRIEB VON ZWEI WINDENER-
GIEANLAGEN IN BÜREN – HARTH UND 
WEIBERG 

 
Die Windpark Büren GmbH & Co. KG, Cecilien-
koog 16, 25821 Reußenköge beantragt gemäß § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) die Genehmigung zur Errichtung und zum 
Betrieb von zwei Windenergieanlagen in Büren 
Harth und Weiberg.  
 
Mit Datum vom 13.07.2022 wurde das Vorhaben 
im Amtsblatt des Kreises Paderborn sowie den Ta-
geszeitungen bekanntgemacht. Am 14.07.2022 er-
folgte die Bekanntmachung im Amtsblatt des Hoch-
sauerlandkreises.  
 
Die vorgenannte Bekanntmachung wird wie folgt 
korrigiert:  
 
Standorte der Windenergieanlagen 
 
Die Windenergieanlagen sollen auf den folgenden 
Flurstücken errichtet werden:  
 

 WEA 01 WEA 02 
Standort Büren 

Gemarkung 
Harth 
Flur 5 
Flurstück 60 

Büren  
Gemarkung 
Weiberg 
Flur 6 
Flurstück 19 

 
Einwendungen gegen das Vorhaben  
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können wäh-
rend der Auslegungsfrist und bis zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist (bis einschließlich 
05.09.2022) schriftlich oder elektronisch (E-
Mail: fb66@kreis-paderborn.de) gegenüber dem 
Kreis Paderborn erhoben werden. 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Aldegreverstr. 10-14 
33102 Paderborn 
 
Aktenzeichen 66.3/42385-21-600  
 
Im Auftrag 
gez.  
Kasmann 
 
 
118 BEKANNTMACHUNG DES JAHRESAB-

SCHLUSSES ZUM 31.12.2020 DES 
ZWECKVERBANDES NATURPARK 
ARNSBERGER WALD 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Naturpark Arnsberger Wald hat am 23.03.2022 den 
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Jahresabschluss zum 31.12.2020 festgestellt und 
folgenden Beschluss gefasst: 
 
Die Verbandsversammlung beschließt gem. § 92 i. 
V. m. § 96 Gemeindeordnung NRW die Jahres-
rechnung 2020 in der mit Bericht vom 26. Novem-
ber 2021 durch die Rechnungsprüfung des Kreises 
Soest geprüften Fassung und erteilt abschließend 
dem Verbandsvorsteher die erforderliche Entlas-
tung. 
 
Der Jahresabschluss kann in der Geschäftsstelle 
des Naturparks Arnsberger Wald, Lohdieksweg 6, 
59457 Werl, eingesehen werden. 
 
Bekanntmachung 
 
Der Jahresabschluss des Zweckverbandes Natur-
park Arnsberger Wald zum 31.12.2020 wird hiermit 
gem. § 18 Abs. 1 GkG NRW i. V. m. § 96 Abs. 2 
GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Werl, 25.07.2022 
 
Zweckverband Naturpark Arnsberger Wald 
 
Dr. Jürgen Wutschka 
Verbandsvorsteher 
 
 


